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1 BMF-Schreiben: Stundung / Herabsetzung / Erlass / Verzicht auf Vollstreckung 

Das BMF hat am 19.03.2020 ein Schreiben veröffentlicht, auf dessen Basis die Landesfinanzbehörden steuerliche 

Maßnahmen im Bereich der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und Umsatzsteuer zur Berücksichtigung der 

Auswirkungen des Coronavirus ergreifen können.  

 

Steuerpflichtige, die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffen sind, können Anträge auf zinslose Stundung 

der bis zum 31.12.2020 fälligen oder fällig werdenden Steuern stellen. Die Betroffenen müssen darlegen, warum eine 

Stundung erforderlich ist. Es soll aber keine strengen Anforderungen an die Stundungsvoraussetzungen geben. Die 

Finanzämter sollen nur in Ausnahmefällen zusätzliche Angaben und weitergehende Ausführungen einfordern. Die 

Stundungsanträge sollen ab sofort und bis Ende des Jahres unbürokratisch und großzügig bearbeitet werden. 

 

Auf den Formularservern der Landesfinanzbehörden wurden bereits vereinzelt entsprechende Vordrucke hinterlegt, die 

die Beantragung der Stundung (oder die Anpassung von Steuervorauszahlungen) erleichtern sollen: Baden-Württemberg, 

Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Bayern, Sachsen, Thüringen. Bisher war die 

Stundung von Umsatzsteuer nahezu unmöglich und wurde in der Regel abgelehnt mit der Begründung, dass die 

Umsatzsteuer für den Unternehmer nur ein durchlaufender Posten sei. Diese strenge Sichtweise ist damit vorübergehend 

ausgesetzt, um den Unternehmen unbürokratisch Liquidität zu verschaffen.  

 

Zudem soll laut BMF bei Unternehmen, die unmittelbar vom Coronavirus betroffen sind, bis Ende 2020 auf 

Vollstreckungsmaßnahmen verzichtet werden. Säumniszuschläge sind laut BMF zu erlassen.  
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf;jsessionid=2C58FE7713B4A769805B9B875AA307BF.delivery1-master?__blob=publicationFile&v=1
https://finanzamt-bw.fv-bwl.de/site/pbs-bw-fa2/get/documents_E2061130658/finanzaemter/Formulare/Steuerzahlung%20Lastschrifteinzug/sonstige/CORONA%20Steuererleichterungen%20aufgrund%20der%20Auswirkungen%20des%20Coronavirus.pdf
https://mdfe.brandenburg.de/media_fast/4055/Steuererleichterungen_aufgrund_der_Auswirkungen_des_Coronavirus.pdf
https://www.steuerportal-mv.de/static/Regierungsportal/Finanzministerium/Steuerportal/Inhalte/Formular%20Steuererleichterung%20-%20Steuerportal.pdf
https://www.steuerportal-mv.de/static/Regierungsportal/Finanzministerium/Steuerportal/Inhalte/Formular%20Steuererleichterung%20-%20Steuerportal.pdf
https://www.finanzverwaltung.nrw.de/sites/default/files/asset/document/2020-03-19_formularentwurf_final_1seite_kj.pdf
https://www.finanzamt.bayern.de/Informationen/download.php?url=Informationen/Formulare/Steuerzahlung/Steuererleichterungen_aufgrund_der_Auswirkungen_des_Coronavirus.pdf
https://www.coronavirus.sachsen.de/download/Formular_zur_Beantragung_von_Steuererleichterungen_aufgrund_der_Auswirkungen_des_Corona-Virus.pdf
https://finanzen.thueringen.de/fileadmin/user_upload/Finanzaemter/Vordrucke/Steuererleichterungen_aufgrund_der_Auswirkungen_des_Coronav.pdf
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2 Erstattung von Sondervorauszahlungen 

Einige Bundesländer haben angekündigt, dass den betroffenen Unternehmen zusätzliche Liquidität verschafft werden soll, 

indem die bereits geleisteten Sondervorauszahlungen für die Dauerfristverlängerung zurückerstattet werden: Hessen, 

Nordrhein-Westfalen, Bayern und Sachsen. Dazu müssten berichtigte Anmeldungen via ELSTER mit dem Vordruck 

„USt 1 H“ mit dem Wert „0“ in der Zeile 24 eingereicht werden. Die gewährte Dauerfristverlängerung soll dabei 

unverändert bestehen bleiben. Teilweise wird eingeschränkt, dass die bereits entrichtete Sondervorauszahlung nur dann 

erstattet werden soll, sofern sie nicht mit anderen Zahllasten zu verrechnen ist. Mit dieser Einschränkung wäre die 

Maßnahme allerdings nur ein stumpfes Schwert, weil die meisten Unternehmen andere Zahllasten haben dürften. Dann 

gäbe es keine Mittelzuflüsse, sondern nur geringere Steuerstundungen, was kaum hilfreich wäre. 

 

3 Abgabenrechtliche Hinweise 

Die o.g. Maßnahmen sind hilfreich und auch notwendig. Man darf aber nicht vergessen, dass die steuerlichen Vorschriften 

unverändert bleiben. Die Unternehmen und deren steuerliche Berater sollten darauf achten, dass die bisher üblichen 

abgabenrechtlichen Rahmenbedingungen eingehalten werden.  

 

Wenn in den Antragsformularen für die Stundung oder Herabsetzung der Vorauszahlungen (siehe oben 1.) darauf 

verwiesen wird, dass unrichtige Angaben strafrechtliche Folgen haben können, sollte dies sicher nicht davon 

abschrecken, die Anträge zu stellen. Es besteht zudem auch eine gewisse Spannbreite in Bezug darauf, ab wann eine 

„erhebliche Härte“ vorliegt, unter welchen Umständen eine Steuerzahlung „nicht mehr geleistet werden“ kann und was 

unter „infolge der Auswirkungen des Coronavirus“ zu verstehen ist. Es sollten aber vor diesem Hintergrund zum einen 

selbstverständlich korrekte Angaben gemacht werden. Und zum anderen sollten diese Angaben eine gewisse Detailtiefe 

aufweisen, damit später nicht der Vorwurf im Raum steht, man habe nicht vollständig informiert und dadurch ein 

unzutreffendes Bild der Gesamtumstände vermittelt.  

 

Ähnliches gilt bei dem von der Finanzverwaltung angeregten Antrag auf Herabsetzung der Sondervorauszahlung. Diese 

beträgt nach § 47 Abs. 1 Satz 2 UStDV ein Elftel der Summe der Vorauszahlungen für das vorangegangene Kalenderjahr. 

Wenn man nun entgegen besserem Wissen in Zeile 24 die der Berechnung zugrunde zu legenden Vorauszahlungen mit 

„0“ beziffert, kann es nicht schaden, in einem separaten Schreiben auf den Hintergrund zu verweisen (mit Eintragung „1“ 

in Zeile 34) und z.B. in Bayern auf die praktischen Empfehlungen zur Antragstellung auf der Homepage des Bayerischen 

Staatsministeriums (StMFH). 

 

4 Weitere Hinweise 

Dem Vernehmen nach wird auch diskutiert, ob eine Verlängerung der Abgabefristen für Umsatzsteuer-Voranmeldungen 

oder eine generelle Umstellung auf quartalsweise Voranmeldungen erfolgen könnte. 

 

Falls es zu Schwierigkeiten und Verzögerungen bei der Vereinnahmung der Entgelte kommt, wäre auch eine Berichtigung 

nach § 17 UStG ins Auge zu fassen, so dass es vor der Stundung ggf. im Rahmen der Festsetzung bereits zu einer 

Minderung der Umsatzsteuerzahllast kommt. Hierzu muss allerdings geprüft werden, ab wann Uneinbringlichkeit vorliegt. 

 

Aktuell kommt es wohl noch dazu, dass Unternehmen Mahnungen bezüglich fällig gewordener Steuervorauszahlungen 

erhalten. Diese Mahnungen werden aufgrund automatisierter Prozesse versandt und können von der Finanzverwaltung 

nicht so einfach gestoppt werden. Die o.g. Maßnahmen werden hierdurch nicht konterkariert. 

 

https://finanzen.hessen.de/presse/pressemitteilung/hessen-stellt-kurzfristig-75-milliarden-euro-aussicht
https://www.finanzverwaltung.nrw.de/sites/default/files/asset/document/anleitung_ust-svz.pdf
https://www.stmfh.bayern.de/internet/stmf/aktuelles/pressemitteilungen/24153/index.htm
https://www.coronavirus.sachsen.de/steuern-und-finanzen-4134.html?_cp=%7B%22accordion-content-4399%22%3A%7B%220%22%3Atrue%2C%224%22%3Atrue%7D%2C%22previousOpen%22%3A%7B%22group%22%3A%22accordion-content-4399%22%2C%22idx%22%3A0%7D%7D#collapse-content-4400

